Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Türkei 


Der Bundestag wolle beschließen; 

1. Der Deutsche Bundestag hat in seiner Entschließung vom 
3. Juni 1981 mit Zustimmung aller Fraktionen die Erwartung 
zum Ausdruck gebracht, daß in der Türkei die Demokratie 
wiederhergestellt sowie die Grund- und Menschenrechte ver- 
wirklicht werden. In ihrem Bericht vom 2. Dezember 1982 hat 
die Bundesregierung festgestellt, daß diese Erwartungen nicht 
oder nur unzureichend erfüllt sind. Trotzdem haben die Frak- 
tionen der jetzigen Regierungskoalition 1982 Finanzmittel für 
die Türkei aus dem Bundeshaushalt für ein weiteres Jahr frei- 
gegeben. 

2. Seitdem sind die vom Deutschen Bundestag erwarteten Fort- 
schritte bei der Sicherung der Menschenrechte und der Wie- 
derherstellung demokratischer Verhältnisse in der Türkei nicht 
eingetroffen. Die aktive politische Betätigung großer Teile der 
türkischen Bevölkerung bleibt weiter drastisch eingeschränkt. 
Den Möglichkeiten politischer Parteien sind noch immer engste 
Grenzen gesetzt. Zahlreiche Politiker sind vom politischen 
Leben ausgeschlossen. Die Gewerkschaften und ihre Mitglie- 
der stehen weiter unter großem Druck. Ihre Rechte sind in 
unerträglicher Weise beschnitten. Die Freiheit der Presse ist 
noch immer nicht gewährleistet. Die wachsende Zahl politi- 
scher Gefangener, die Mißachtung elementarer rechtstaatli- 
cher Grundsätze in Gerichtsverfahren und die Flut unverhält- 
nismäßig harter Urteile, darunter vieler Todesurteile, sind 
Anlaß zu großer Sorge. Der Deutsche Bundestag mißbilligt die 
Mißachtung der Rechte nationaler und religiöser Minderheiten 
in der Türkei. 

3. Der Deutsche Bundestag sieht in der Türkei nach wie vor einen 
wichtigen, uns in der NATO und im Europarat eng verbunde- 
nen Partner, und leitet daraus seinen besonderen Anspruch ab, 
die türkische Regierung an ihre Verpflichtung zur Wahrung der 
Grundsätze der Demokratie, der Herrschaft des Rechtes, der 
Freiheit der Person und der Menschenrechte zu erinnern. Nur 
so können die bestehenden Bindungen auf demokratischer 
Grundlage fortgeführt und erneuert werden. 
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4. Die Bundesrepublik Deutschland hält die völkerrechtlich ver- 
bindlichen Verpflichtungen gegenüber der Türkei ein. Der 
Deutsche Bundestag lehnt die Gewährung neuer Soforthilfe- 
maßnahmen und weiterer Verteidigungshilfe ab, solange die 
angekündigten demokratischen Grund- und Freiheitsrechte 
nicht in Kraft getreten sind und der Schutz der Menschenrechte 
nicht gewährleistet ist. Im Interesse der notleidenden türki- 
schen Bevölkerung ist der Deutsche Bundestag weiter bereit, 
im Rahmen regulärer entwicklungspolitischer Zusammenarbeit 
Projekte zu fördern. 

5. Angesichts der noch immer bestehenden politischen Verfol- 
gung und Folterpraktiken in der Türkei fordert der Deutsche 
Bundestag die Bundesregierung auf, sich dafür einzusetzen, 
daß politisch verfolgten und von Folterung bedrohten Türken 
Asyl gewährt wird. 

Bonn, den 15. Juni 1983 

Dr. Vogel und Fraktion 
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